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„Noch mal nachdenken“
Justizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, 60 (FDP),

über Shitstorms, den wachsenden Einfluss 
des Internets auf die Politik und die gescheiterte Suche 

nach einem neuen Urheberrecht
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Politikerin Leutheusser-Schnarrenberger: „Noch nicht die richtigen Instrumente gefunden“

damit nicht genug: Gysi sollte seine
Freundin Sahra Wagenknecht noch in die-
ser Legislaturperiode als gleichberechtig-
te Fraktionsvorsitzende installieren, ver-
langte Lafontaine.

Doch damit hatte er den Bogen über-
spannt. Bartsch hielt an seiner Kandida-
tur fest, und Gysi wechselte die Seiten.
Für Lafontaine werden so selbstbewusste
Ossis zum Trauma. Bei der Bundestags-
wahl 1990 verwehrten sie ihm die Kanz-
lerschaft. 22 Jahre später stellen sie sich
seinem Wunsch nach einer Krönung ent-
gegen. In Göttingen reichte Lafontaines
Kraft nicht mehr zur Gestaltung, sondern
nur noch zur Zerstörung. Im Fallen zog
er seinen Widersacher Bartsch mit nach
unten – und machte ihn damit für die Ost-
Realos zum Märtyrer-Helden.

Kaum ein anderer deutscher Politiker
hat die deutsche Politik in den vergange-
nen 30 Jahren derart in Atem gehalten
wie Lafontaine, keiner hat das Parteien-
system heftiger durcheinandergewirbelt.

Was aber bleibt? Nicht viel. Weil La-
fontaine das, was er begonnen hatte, im-
mer wieder abbrach. Weil ihm die Aus-
dauer fehlte. Und weil er Rudolf Schar-
pings Mahnung nie beherzigt hat: Dass
es Aufgaben gibt, die wichtiger sind als
man selbst.

Vielleicht ist mit den Jahren auch ein-
fach die Zeit über ihn hinweggeweht.
 Patriarchen haben es zunehmend schwer
in der modernen aufgeweckten Welt –
das weiß man nicht erst seit dem Schei-
tern von Leo Kirch. Die Zeit der autori-
tären Anführer scheint abgelaufen – das
weiß man nicht erst seit dem Arabischen
Frühling. Und dass der Zeitgeist nach
Transparenz verlangt statt nach Kungel-
runden, das weiß man nicht erst seit
Gründung der Piratenpartei. Der Macht-
politiker der Vergangenheit wirkt in der
Gegenwart zunehmend lächerlich.

„Mit uns zieht die neue Zeit“, singen
seine einstigen Freunde aus der Sozial-
demokratie bis heute gern. Von Lafon -
taine aber war es wohl zu viel verlangt,
sich noch einmal auf die Anforderungen
der neuen Zeit einzulassen. 

Am Ende seiner Rede von Göttingen
ließ er noch einmal seinem Hass auf die
SPD freien Lauf. Er zitierte Kurt Tuchol-
sky, der die SPD einst mit einem Haus-
hund verglich, der anders als der freiheits-
liebende Wolf des Fressens wegen zum
Menschen gegangen war und nun traurig
an der Kette zerre. Es war der letzte Ver-
such, all jene zu demütigen, die ihm, dem
letzten Leitwolf, nicht bedingungslos fol-
gen wollten.

Was Lafontaine nicht erwähnte, waren
die Eigenschaften des Leitwolfs. Wer es
nämlich wagt, in seinem Gefolge das
Maul aufzureißen, der wird weggebissen –
auch wenn der Leitwolf sich damit selber
schadet. Er kann sehr einsam enden. 

MARKUS DEGGERICH, MARKUS FELDENKIRCHEN

SPIEGEL: Frau Ministerin, wie würden Sie
das Wort Shitstorm übersetzen?
Leutheusser-Schnarrenberger: Ein Shitstorm
ist eine Zusammenrottung von Meinun-
gen, die mit einer großen Welle in der
Öffentlichkeit ankommt. 
SPIEGEL: Sie haben den Begriff vor kurzem
in einer Rede verwendet. Ist der Shit -
storm als Mittel der Auseinandersetzung
in der Politik angekommen?
Leutheusser-Schnarrenberger: Das Twittern
ist in der Politik Usus geworden, und ein
Shitstorm findet ja vor allem dort statt.
Wir haben das vielleicht lange Zeit nicht
wahrgenommen, aber mittlerweile ist das
Internet prägend für viele Politikbereiche
geworden. Das führt immer öfter dazu,
dass unsere Positionen in Frage gestellt
werden. Zu dieser Auseinandersetzung
gehört offensichtlich auch der eine oder
andere Shitstorm. Man muss das nicht
mögen, aber das ist halt so.
SPIEGEL: 2012 scheint das Jahr zu sein, in
dem die Macht des Netzes endgültig die
Bundespolitik erreicht hat. Sie haben so-

Das Gespräch führten die Redakteure Thomas Darnstädt
und Holger Stark.

gar die Unterzeichnung des Acta-Abkom-
mens, das Regeln für das Marken-, Patent-
und Urheberrecht formuliert, zurückge-
zogen, nachdem eine via Internet mobili-
sierte Öffentlichkeit protestiert hatte.
Leutheusser-Schnarrenberger: Bei Acta ha-
ben wir in sehr kurzer Zeit eine breite
Diskussion im Netz gesehen, die dann
auch auf die Straße getragen wurde. Das
hat es früher nicht gegeben. Die Politik
muss sich damit beschäftigen, wie sie sol-
chen Protest aufgreift.
SPIEGEL: Sie waren doch diejenige, die
Acta für die Bundesregierung mit ausge-
handelt hat. Warum haben Sie die Pro-
teste gebraucht, um aufzuwachen?
Leutheusser-Schnarrenberger: Acta hat ge-
zeigt, dass manche Dinge öffentlich anders
verstanden werden, als sie ausgehandelt
worden sind. Wenn wir sehen, wie viele
Leute es in ganz Europa gibt, die Acta
nicht wollen, dann ist es richtig, diese Pro-
teste aufzunehmen und zu sagen: Wir be-
treiben das vorerst nicht weiter. Wir kön-
nen doch nicht so tun, als interessierten
uns die Sorgen der Menschen nicht. Das
haben wir früher vielleicht getan, und das
hat zur Politikverdrossenheit beigetragen. 



SPIEGEL: Die Proteste gegen Acta reißen
nicht ab. Wie geht es weiter?
Leutheusser-Schnarrenberger: Die Debatte
in Europa zeigt uns, dass die Regierungen
und das Europäische Parlament gar nicht
wissen, wie sie vorgehen sollen. Der Eu-
ropäische Gerichtshof ist eingeschaltet
und muss entscheiden. Es ist völlig unklar,
ob vor einem Gerichtsvotum überhaupt
etwas passiert. 
SPIEGEL: Eine solche europaweite Ausein -
andersetzung um die Freiheit des Inter-
nets hat es noch nie gegeben. Überrascht
Sie die Vehemenz des Widerstands?
Leutheusser-Schnarrenberger: Ich betrachte
das als kleinen Vorgeschmack darauf, wie
das Netz und eine kritische Öffentlichkeit
die Politik verändern werden und wie die
Bürger an politischen Prozessen teilhaben
können. Das muss nicht bedeuten, dass
die Politik jedes Mal ihren Kurs korrigiert.
Aber wir merken, dass wir als Regierung,
Ministerin oder Abgeordnete immer öfter
hinterfragt werden und eingestehen müs-
sen, dass wir nicht immer eine Antwort
haben. Und bevor wir etwas
tun, bei dem wir am Ende
feststellen, dass es eine ver-
heerende Wirkung hat, soll-
ten wir lieber noch mal
nachdenken. Ich finde das
gut so, weil es die Bürger-
rechte stärkt. 
SPIEGEL: In der alten Acta-
 Version sollten Provider ver-
pflichtet werden, bei Verstö-
ßen gegen das Urheberrecht
aufzupassen. Welchen Kom-
promiss würden Sie mit -
tragen?
Leutheusser-Schnarrenberger:
Der Streit konzentriert sich
auf die Urheberrechtsrege-
lungen. In dem Abkommen
geht es aber in großen Tei-
len um Patent- und Marken-
rechte. Da ist die Interessen-
lage der Beteiligten ganz
 anders. Besser wäre es ge -
wesen, von vornherein Mar-
ken und Patente von der
Frage der Urheberrechte zu
trennen. Wenn wir das Ur-
heberrecht bei Acta aus-
klammern, hätten wir we-
nigstens einen Bereich, in dem wir uns
einigen können.
SPIEGEL: Also ein eigenes Urheberrechts-
abkommen? 
Leutheusser-Schnarrenberger: So, wie wir
es ursprünglich bei Acta gedacht haben,
kann es nicht bleiben. Das ist das Schwie-
rigste: Wir müssen ehrlich gestehen, dass
wir noch nicht die richtigen Instrumente
gefunden haben, um das Urheberrecht
im Netz überzeugend und umfassend zu
schützen. 
SPIEGEL: Das ist doch die Kapitulation der
Politik. Künstler, Verleger und Produ -

zenten möchten die Abmahnerei von
Downloadern ausbauen: Im Gespräch ist
ein Warnstufen-Modell, nach dem es
beim dritten Verstoß richtig Zoff gibt. 
Leutheusser-Schnarrenberger: Das halte ich
für extrem problematisch und habe mich
deshalb dagegen ausgesprochen.
SPIEGEL: Warum?
Leutheusser-Schnarrenberger: Wenn es nicht
ein unverbindliches Vorwarnverfahren ist,
sondern der Anfang rechtlicher Schritte
gegen die Betroffenen, dann drohen er-
hebliche Belastungen bei den Providern
und auch für die betroffenen User. Denn
zum einen werden die Zugangsanbieter
verpflichtet, riesige Datenmengen zu spei-
chern. Zum anderen müssen die Provider
sämtliche Inhalte überprüfen, die über
ihre Server gehen. Es muss ja alles doku-
mentiert werden, damit nach dem ersten
Warnhinweis der zweite und der dritte
folgen können. 
SPIEGEL: Diesen Weg favorisiert Ihr Par-
teifreund, Wirtschaftsminister Philipp
Rösler. 

Leutheusser-Schnarrenberger: Wir haben
uns vergangene Woche verständigt, dass
die Warnhinweise wegen großer Probleme
keine Lösung sind. Es ist für die Provider
unmöglich, jedes Mal zu entscheiden, ob
ein Download rechtswidrig ist oder nicht.
Bei gewissen Formen der Nutzung, etwa
dem Streaming, hängt es sehr vom Einzel-
fall und von technischen Details ab. Ganz
zu schweigen von Datenschutzfragen und
dem Fernmeldegeheimnis, das bei Tele-
kommunikationsverbindungen gilt.
SPIEGEL: Andererseits gibt es Anbieter, die
aus illegalen Downloads ein gutes Ge-

schäft machen. Sollen die sich hinter dem
Fernmeldegeheimnis verstecken können? 
Leutheusser-Schnarrenberger: Das können
sie schon lange nicht mehr. Die Provider
sind ja jetzt schon in der Pflicht. Sie müs-
sen eingreifen, wenn sie eindeutig rechts-
widrige Inhalte entdecken. Die Gerichte
haben diese sogenannte Störer-Haftung
immer weiter ausgebaut. 
SPIEGEL: Müsste nicht eine liberale Politi-
kerin über neue Regelungen für die Nut-
zung urheberrechtlich geschützter Werke
im Netz nachdenken, die sich mit weniger
Kontrollaufwand durchsetzen lassen? Ein
Modell wäre die Kultur-Flatrate, bei der
eine Pauschale erhoben und unter den
Autoren und Künstlern verteilt wird.
Leutheusser-Schnarrenberger: Ich weiß nicht,
ob es etwas mit Liberalität zu tun hat, sich
für eine Kultur-Flatrate auszusprechen,
nur weil das alte Urheberrecht an Grenzen
gerät. Das wäre Zwangskollektivierung:
Alle sollen in einen Topf wirtschaften.
SPIEGEL: Die Union drängt auf härtere
Strafen für illegale Downloader. 

Leutheusser-Schnarrenberger:
Wir müssen weg von sol-
chen Forderungen, die Nut-
zer immer weiter ins Un-
recht zu setzen. Wir bekla-
gen doch, dass viele nicht
mehr das Gefühl haben, für
die geistigen Leistungen an-
derer zahlen zu müssen.
Dieses Rechtsempfinden ist
in Teilen der Gesellschaft,
vor allem bei den Jungen,
nicht da. Daher müssen wir
bei den Usern das Verständ-
nis dafür wecken, welch ho-
hen kulturellen Wert geisti-
ge Leistungen haben. Res-
pekt erzeugt man nicht mit
der Keule des Strafgesetz-
buchs.
SPIEGEL: Sie arbeiten jetzt
seit zweieinhalb Jahren an
der Reform, ohne etwas vor-
legen zu können. Wann lie-
fern Sie? 
Leutheusser-Schnarrenberger:
Wir können nicht das ge-
samte Urheberrecht auf den
Prüfstand stellen, jedenfalls
nicht in dieser Legislaturpe-

riode. Damit muss man sich mittelfristig
intensiv befassen. Nach der Sommerpau-
se werde ich einen Entwurf vorlegen, der
zumindest einige Details verbessert. Wir
wollen zum Beispiel die Möglichkeiten
für Rechteinhaber erleichtern, an die
Mail-Adressen von illegalen Downloa-
dern zu kommen, um ihre Ansprüche gel-
tend zu machen. Die großen Linien kom-
men später. Das ist ein Riesenprojekt. 
SPIEGEL: Beim Thema Internet liegt die
Koalition in vielen Punkten über Kreuz.
Teile der Union plädieren zum Beispiel
für ein Ende der Anonymität im Netz. 
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Acta-Gegner in Paris: „Die Proteste aufnehmen“



Leutheusser-Schnarrenberger: Wir erleben
derzeit ein Ringen darum, wie weit Mei-
nungsfreiheit im Netz geht. Akzeptieren
wir, dass es im Internet einen Pranger gibt,
wo Leute angeklagt und verurteilt werden,
ohne dass ein Gericht beteiligt ist? Damit
würden wir die unabhängige Justiz unter-
laufen. Andererseits haben die Menschen
ein Recht darauf, ihre Meinungsfreiheit
wahrzunehmen – auch durch die Anony-
mität oder durch ein Pseudonym geschützt.
SPIEGEL: Was spricht eigentlich dagegen,
dass jemand, der eine Meinung äußert,
dazu mit seinem Namen stehen muss?
Leutheusser-Schnarrenberger: Diese Ent-
scheidung sollte jedem selbst überlassen
bleiben. Meinungsfreiheit hängt auch mit
dem Recht zusammen, seine Ansicht zu
äußern, ohne sich namentlich zu beken-
nen, weil dadurch persönliche Nachteile
entstehen könnten. Bei einer Demonstra-
tion muss ich ja auch nicht mit einem Aus-
weis erscheinen. Oder nehmen Sie ein
Forum, wo es um Krankheiten geht: War -
um soll dort jemand unter seinem Klar-
namen intime Dinge offenbaren?
SPIEGEL: Und wo verlaufen die Grenzen
der Anonymität?
Leutheusser-Schnarrenberger: Dort, wo die
geltenden Gesetze wie etwa das Teleme-
diengesetz greifen. Sie dürfen auch im In-
ternet nicht wahllos Menschen beleidigen
oder betrügen, ohne dass im Zweifelsfall
die Strafverfolgung einsetzt. Bei Ebay
können Sie sich etwa mit einem Pseud -
onym anmelden, aber dahinter steht Ihr
Klarname, den zumindest Ebay kennt.
Mit einem plakativen Satz, dass man die
Anonymität im Internet verbieten will,
wird man der Debatte jedenfalls nicht ge-
recht. 
SPIEGEL: Sie meinen Bundesinnenminister
Hans-Peter Friedrich (CSU), der nach den
Anschlägen von Oslo ein Ende der An -
onymität gefordert hatte. 
Leutheusser-Schnarrenberger: Ich habe den
Eindruck, dass mein Kollege hier in der
Zwischenzeit auch differenziert. 
SPIEGEL: Vergangene Woche ist im Internet
flächendeckend eine neue Spielregel ein-
geführt worden, das Internetprotokoll
IPv6. Für jeden Internetnutzer ist jetzt
theoretisch eine individuelle Zahlenkom-
bination vorrätig, die wie ein Fingerab-
druck genutzt werden kann. Bekommen
wir damit einen Personalausweis im Netz,
der die An onymität aushebelt?
Leutheusser-Schnarrenberger: Wir müssen
aufpassen, dass die neue Technik nicht
dazu führt, dass jeder User in seinem
Surfverhalten identifiziert werden kann.
Das neue Internetprotokoll darf nicht zu
einem Überwachungsinstrument werden.
Glücklicherweise bietet das Protokoll die
Möglichkeit, die Privatsphäre zu schüt-
zen. Zum Beispiel durch die Einstellung,
dass meine IP-Adresse nach 24 Stunden
geändert werden kann. Das sollte jeder
User nutzen.

SPIEGEL: Die privaten Daten der Internet-
nutzer wecken viele Begehrlichkeiten.
Die Schufa wollte sogar Facebook, Twit-
ter und Xing systematisch auswerten, um
mehr über jeden Einzelnen zu erfahren.
Ist das nicht ein Musterbeispiel, wo der
Staat seine Bürger schützen muss?
Leutheusser-Schnarrenberger: Wofür über-
legt die Schufa, diese Daten zu verwen-
den? Auskunfteien, nicht nur die Schufa,
stellen aus frei verfügbaren Daten Sco-
ring-Profile zusammen, die am Ende den
Ausschlag dafür geben, wie die Zahlungs-
fähigkeit eines Kunden beurteilt wird.
Nicht nur bei Facebook, überall sollte
man darum aufpassen, welche Daten an 

* Am 8. Mai vor dem Landgericht Leipzig.

die Öffentlichkeit gelangen. Der Staat
wiederum muss steuern, welche Daten in
das Scoring aufgenommen werden dürfen
und welche in Bonitätsprüfungen nichts
zu suchen haben. Die Lösung liegt in ei-
ner Änderung des Bundesdatenschutz -
gesetzes. Die Große Koalition hat dazu
2008 nur einen halbherzigen Anlauf un-
ternommen, und seither hat sich an der
Rechtslage nichts verbessert. Wir werden
jetzt prüfen, was zu tun ist.
SPIEGEL: Die Piraten haben in kurzer Zeit
den Politikstil verändert wie zuletzt die
Grünen vor 30 Jahren. Warum fällt es
den etablierten Parteien so schwer, darauf
eine Antwort zu finden? 
Leutheusser-Schnarrenberger: Am Anfang
haben wir die Piraten nur als eine Partei
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Raubkopierer Dirk B.*, Musiker Jan Delay: „Hohe geistige Leistung“ 
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betrachtet, die sich mit einem einzigen
Thema befasst, dem Netz. Was wir nicht
gesehen haben, ist der Punkt, dass die
Partei auch von einem grundsätzlichen
Protest gegen die herkömmliche Politik
lebt. Jetzt müssen wir uns mit ihnen
 inhaltlich auseinandersetzen. Es ist ja
inter essant zu beobachten, dass die
 Piraten zu vielen Punkten, selbst zum
Urheberrecht, keine klare Position ha-
ben.
SPIEGEL: Rechnen Sie damit, dass sich die
Partei dauerhaft etabliert?
Leutheusser-Schnarrenberger: Wir können
nicht davon ausgehen, dass sich das
 Phänomen nach ein oder zwei Jahren er -
ledigt hat. Ich gehe davon aus, dass die
Piratenpartei eine gute Chance hat, kom-
mendes Jahr in den Bundestag einzu -
ziehen, ob mit 5,1 Prozent oder mit 8
Prozent.
SPIEGEL: Empfinden Sie die Piraten als Be-
drohung oder als Chance für die parla-
mentarische Demokratie?
Leutheusser-Schnarrenberger: Sie verändern
die Art der Auseinandersetzung, nicht
nur zu Internetthemen. Das ist grundsätz-
lich nicht schlecht. 
SPIEGEL: Ist Liquid Democracy auch ein
Instrument für die FDP? 
Leutheusser-Schnarrenberger: Nicht in der
fundamentalen Form, wenn Liquid De-
mocracy bedeutet, die repräsentative De-
mokratie mit gewählten Volksvertretern
abzuschaffen und alles in die Hände der
einzelnen Nutzer zu legen. Wenn es dar -
um geht, mehr Menschen an demokrati-
schen Prozessen partizipieren zu lassen,
dann ist das wunderbar und auch etwas,
was ich mir jenseits der Piratenpartei vor-
stellen kann. 
SPIEGEL: Sie sind eines der Kabinettsmit-
glieder, die einen Twitter-Account einge-
richtet haben. Twittern Sie selbst?
Leutheusser-Schnarrenberger: Nein, das
macht alles mein Büro. Wir twittern, um
Informationen zu verbreiten, aber eher
zurückhaltend. 
SPIEGEL: Ist es für Sie ein Zeichen von
 Modernität oder von Peinlichkeit, wenn
Ihr Kabinettskollege Peter Altmaier
(CDU) an einem Sonnabend twittert:
„Der Anzug ist halt mein Blaumann.
Aber heut ist Wochenende! :-)“. Oder
eine Statusmeldung wie diese absetzt:
„Mach mich jetzt mal kurz vom Acker.
Twitter-Duschen sind herrlich, aber ich
hab auch noch ’n geografischen Wahl-
kreis!“
Leutheusser-Schnarrenberger: (lacht) Twit-
tern beinhaltet nun mal, dass es einen be-
stimmten, sehr persönlichen Stil gibt, um
die Leute zu erreichen. Das muss jeder
selbst wissen. Ich möchte den Leuten
nicht mitteilen, ob ich mit einem rot-
schwarzen Kostüm statt einem blau-gel-
ben ins Wochenende gehe.
SPIEGEL: Frau Ministerin, wir danken Ih-
nen für dieses Gespräch.

Ein verwegenes Vergnügen sollte es
werden. Im sauerländischen Me-
schede wollten die Veranstalter Pis-

tolen an die Mitglieder der Piratenpartei
ausgeben. Vorderladerpistolen, versteht
sich, so wie sie auch „bei den echten Frei-
beutern früher bekanntlich sehr beliebt
waren“. Im freundlichen Wettkampf soll-
te dann unter Aufsicht auf Zielscheiben
geschossen werden. „Das knallt, stinkt
und macht irre viel Spaß“, so der Ein -
ladungstext.

Geknallt hat es dann tatsächlich. Und
das noch vor dem „piratigen Vorder -
laderschießen“. Ein Shitstorm von annä-
hernd tausend Beiträgen brauste vergan-
genen Monat durch die Foren der  Piraten.
Die Empörung, die sich Bahn brach, lag
dabei weniger an dem „pi-
ratigen Schießen“ selbst,
sondern an den Versen-
dern der Einladung: Hin-
ter der Piraten-Arbeits -
gemeinschaft Waffenrecht,
die zu den Pis tolen rief,
stecken auch Waffenlob-
byisten des Vereins Pro -
legal. 

Keine andere Partei in
Deutschland legt so hohe
Maßstäbe im Umgang mit
Lobbyverbänden an wie
die Piraten. Transparenz
ist das Gebot, das die Par-
tei gern öffentlichkeits-
wirksam zur Schau stellt. Erst im Januar
wies die Berliner Piraten-Fraktion Frei-
karten von Hertha BSC und der Berliner
Philharmonie zurück. 

Doch nun zeigen ausgerechnet die
Freunde von Schießsport und Waffentech-
nik, wie sich die parteieigene Mitmach-
Software der sogenannten Liquid Demo-
cracy für fremde Zwecke kapern lässt.
Auf der Website der AG Waffenrecht, die
von zumindest einem Prolegal-Mitglied
mitgegründet wurde, findet sich ein Flyer
zum Download („Studien belegen, dass
legale Waffenbesitzer besonders rechts-
treue Bürger mit verschwindend gerin-
gem Anteil an Strafdelikten sind“). 

Auch Druckvorlagen für T-Shirts stellt
die AG bereit. Das Logo der Piraten

 findet sich dabei martialisch aufgebessert:
Unter der wehenden Piratenflagge kreu-
zen sich bei der AG Waffenrecht zwei
 Säbel. 

Dass die Arbeitsgemeinschaften nicht
die offizielle Meinung der Piraten ver -
treten, verrät nur ein Hinweis auf den
 jeweiligen Websites. Tatsächlich agieren
die Gruppen wie Beiboote, die um das
offizielle Piratenschiff herumtreiben. Eine
AG gründen oder bei ihr mitmachen
kann jeder – und das vollkommen an -
onym. Was in den Gruppen besprochen
und entschieden wird, hat zwar keinen
direkten Einfluss auf die Partei. Zulieferer
von Ideen sind sie aber allemal. 

So können aus ihnen heraus die An-
träge für die Parteitage entstehen. Im
Wahlprogramm von Baden-Württem-
berg findet sich bereits 2011 ein Passus
zum Waffenrecht, der dafür plädiert,
Sportschützen nicht „zu Sündenböcken
für  gesellschaftliche Probleme“ zu
 machen. „Die Verschärfungen der Waf-
fengesetze in den letzten Jahren dienten
vor allem dazu, Sicherheit vorzutäu-
schen“, heißt es da. Eingebracht wurde
der Antrag von einem gewissen Ralf. Bei
der AG Waffenrecht ist er nach eigenem
Bekunden nur „passiver Beobachter“.
Seinen Klarnamen wollte er nicht offen-
legen.

„Dass de facto jeder anonym Anträge
einbringen kann, ist eindeutig eine Schwä-

che des Systems“, sagt
 Ulrich  Müller, Vorstands-
mitglied beim Verein Lob-
bycontrol. Besonders beim
Herzstück der Piraten,
dem Liquid-Feedback-Pro-
gramm, ortet er „Klärungs-
bedarf“: „Die Pi raten soll-
ten Klarnamen einführen
oder die Computernutzer
ihre Interessen deklarie-
ren.“ 

Doch so viel Transpa-
renz ist in der selbster-
nannten Transparenzpar-
tei nicht mehrheitsfähig.
Fabio Reinhardt, Piraten-

Abgeordneter in Berlin, sieht zwar durch-
aus „Diskussionsbedarf“ wegen der Klar -
namen in Liquid Feedback. Doch dass die
Partei von Lobbyisten gekapert werden
könnte, glaubt er nicht: „Letztlich reinigt
sich das System von selbst.“

Andere Funktionäre wollen von Lob-
bykontrolle noch weniger hören; den bür-
gerlichen Namen offenzulegen gilt als
Reizthema bei den Piraten. Klaus Peu-
kert, Beisitzer im Bundesvorstand und
zuständig für Liquid Feedback, will an
Programm und Prozeduren nichts än-
dern: „Es ist letzten Endes egal, von wem
die Anträge tatsächlich kommen“, sagt
er. „Man muss die Partei und den Partei-
tag überzeugen.“

ANDREAS MACHO

D E R  S P I E G E L  2 4 / 2 0 1 2 29

P I R A T E N

Feind 
an Bord

Das Mitmachmotto der Piraten
spricht nicht nur Parteimitglieder
an. Auch Vertreter der Waffen -

lobby haben die Liquid Democracy
für sich entdeckt. 

Logo der AG Waffenrecht
„Piratiges Schießen“


